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Vorwort 

Die Untersuchung, die dem Fachbereich Rechtswissenschaften der 
Universität Münster als Dissertation vorgelegen hat, wurde im Jahre 
1974 abgeschlossen. Für die Drucklegung habe ich die beiden Berichte 
des Wehrbeauftragten  über die Jahre 1974 und 1975 eingearbeitet. 

Herrn Prof.  Dr. E. Küchenhoff  und Herrn Prof.  Dr. Scupin bin ich 
für die kritische Unterstützung besonders aber für das wissenschaft-
liche Vertrauen dankbar, das zu der Unterstützung der Arbeit durch 
ein Stipendium nach dem Graduiertenförderungsgesetz  geführt  hat. 

Sehr gefreut habe ich mich auch darüber, daß Herr Prof.  Dr. 
J. Broermann die Untersuchung in diese Schriftenreihe  aufnehmen 
konnte. 

Essen, im Jul i 1976 Andreas  Müser 
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Einleitung 

A. Ausgangspunkt und Anlaß dieser Untersuchung 

Wer das Amt des Wehrb. insbesondere dessen Aufgaben und ihre 
mögliche Erfüllung untersuchen wi l l , w i rd zunächst die Feststellung 
machen, daß diesbezügliche Bewertungen in der Literatur weit aus-
einandergehen. Es stimmen im wesentlichen die Aussagen der Poli-
tologie1 nicht mit den Ergebnissen der Rechtswissenschaft überein. 
Bemerkenswert ist insoweit vielmehr ein eklatanter Widerspruch. 
Dieser w i rd in verschiedenen Veröffentlichungen  manifest, von denen 
zunächst einige politologische referiert  werden sollen. 

Anfang 1973 veröffentlichte  der Marburger Politologe Wilfr ied 
v. Bredow seine Ansichten zu Problemen der Bundeswehr in einer 
Schrift  mi t dem Titel: Die unbewältigte Bundeswehr — Zur Perfek-
tionierung eines Anachronismus. 

I n dem Kapitel „Bundeswehr und Gesellschaft" nimmt er u. a. 
Stellung zur Institution des Wehrb., und zwar unter der Uberschrift: 
„Verfal l  einer Kontrol l-Insti tut ion 2 ." Er beschreibt dort den nach seiner 
Meinung zu konstatierenden „Niedergang der Insti tut ion"3 und den 
Weg des Amtes zu einer „neuen positiven Aura", v. Bredow stellt 
fest, daß der Wehrb. nicht nur die ihm übertragene Kontrollaufgabe 
gegenüber der Bundeswehr nicht erfülle,  sondern sich allmählich eine 
Zielverschiebung des Amtes habe aufdrängen lassen und daher sein 
Augenmerk nur noch auf die Ziele der Bundeswehr selbst richte4. 

Zu einem ähnlich skeptischen Ergebnis kommt der Politologe Wilden-
mann, der meint, „es sei die Institution des Wehrbeauftragten  vom 

1 U m Schwierigkeiten terminologischer A r t aus dem Wege zu gehen, 
wurden in dieser Arbei t alle empirischen oder normativen Aussagen nicht-
rechtswissenschaftlicher  Natur dem Wissenschaftsbereich Politologie (Pol i t ik-
wissenschaft) zugeordnet, soweit sie nicht ausdrücklich als rechts- oder 
militärsoziologisch usw. bezeichnet werden. Politische Soziologie und Poli to-
logie werden daher nicht getrennt. Vgl. zum Standort der politischen Sozio-
logie zwischen Soziologie und Politologie Stammer / Weingart, S. 18 f. 

2 Perfektionierung,  S. 135 - 152. 
3 Perfektionierung,  S. 145. Dieser Bericht entspricht i m wesentlichen den 

krit ischen Äußerungen des Autors, die dieser bereits i m Jahre 1968 i n den 
Blät tern für deutsche und internationale Pol i t ik (Blätter), S. 821 ff.,  ver-
öffentlicht  hatte. 

4 S. 147. 



14 Einleitung 

Bundestag selbst abgewertet worden, nachdem sie vom Ministerium 
in ihrem Wirkungsbereich noch mehr begrenzt worden ist, als es das 
Gesetz® selbst schon getan hat"®. 

In der ebenfalls politologischen neueren Untersuchung von Wolfgang 
R. Vogt7 schließlich w i rd festgestellt, das parlamentarische Hilfsorgan 
sei in den „Gravitationsbereich exekutiver Herrschaftsinteressen" 8 

geraten. 

Die rechtswissenschaftliche Literatur zur Institution des Wehrb. 
kommt zu gänzlich anderen Ergebnissen. 

Unter dem Titel „Der Wehrbeauftragte  des Bundestages und der 
Wandel von Funktion und Struktur des Parlaments in der modernen 
Demokratie" hatte sich Hans Runte9 vorgenommen, „teils normativ 
interpretierend, teils soziologisch betrachtend", „diese Einrichtung 
staatsrechtlich zu untersuchen"10. Leider hat Runte es jedoch versäumt, 
die so entstandenen beiden Hauptteile seiner Arbeit aufeinander zu 
beziehen. Möglicherweise deshalb kommt er zu dem bei v. Bredow als 
„spekulativ"11 bezeichneten Ergebnis, die Einrichtung des Wehrb. be-
deute „einen weiteren Schritt auf dem Wege der Verstärkung parla-
mentarischer Positionen im Verfassungsgefüge  der Bundesrepublik"12. 
Dies ist im Hinblick auf den Verfassungstext überhaupt nicht zweifel-
haft. Jedoch erscheint der dahinter stehende Optimismus hinsichtlich 
der praktischen Auswirkung dieser Gesetzgebung verfrüht  und nicht 
ganz widerspruchsfrei.  Denn obwohl Runte schon im Jahre der Wahl 
des ersten Wehrb. und mi th in noch ohne jede Erfahrung  mi t dem Amt 
die Gefahr beschreibt, „daß der Wehrbeauftragte  mehr zu einem Be-
auftragten der Regierungsfraktion,  als zu einem solchen des ganzen 
Parlaments"13 werde, und trotz seiner Erkenntnisse von der „Entwick-
lung (der Bundesrepublik d. Verf.)  zu einem bloßen Verwaltungs-
staat"14 mag er den Kontrollcharakter des Amtes nicht relativieren. 
Vielmehr meint Runte in seiner „abschließenden Würdigung": „M i t dem 
Wehrbeauftragten  w i rd dem Bundestag eine eigene, unabhängige In-

s Gemeint ist das Gesetz über den Wehrbeauftragten  des Bundestages 
vom 26. 6.1957 (BGBl. I S. 652, geändert durch Ar t . 153 EGStGB v. 2. 3.1974, 
BGBl. I S. 469). 

6 S. 84. Vgl. auch die ähnlichen Schlußfolgerungen bei Klausenitzer, S. 201 ff. 
bes. S. 208. 

7 Deren Ergebnisse sind allerdings nicht so eindeutig. 
s S. 254. 
® Jur. Diss. Freiburg 1959. 
io S. 25. 

Vgl. schon Blätter 1968, S. 822. 
12 Runte, S. 149. 
13 S. 85. 
14 S. 147. 
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formationsquelle erschlossen; insbesondere parlamentarische Minder-
heiten werden sich dieser Einrichtung mit Nutzen bedienen können, um 
sich die Voraussetzungen für eine sachliche und fruchtbare  Kr i t i k zu 
schaffen 15." 

Vier Jahre später, im Jahre 1963, erschien die Untersuchung von 
Kühne16 . Er meint, die Einführung des Amtes habe tatsächlich eine 
„Stärkung der Kontrolle des Parlaments im Bereich der Bundeswehr 
bewirkt" 1 7 . Auch dieser Schluß beruht möglicherweise auf einem metho-
dischen Mangel der Arbeit. 

Zwar kommt nämlich Kühne in seiner vorangestellten Erörterung des 
Gewaltenteilungsprinzips zu dem Ergebnis, daß „eine Machtverschie-
bung von der Legislative zur Exekutive hin erfolgt  ist"1 8 , bezieht dies 
jedoch nicht auf die Stellung des Wehrb. in diesem Verhältnis, so daß 
sein Endergebnis, die neue Institution sei „ein Ausgleich für die Macht-
erweiterung der Exekutive"19 , sicher formal richtig ist. I n Wirkl ichkeit 
könnte es jedoch sein, daß es sich dabei lediglich um den Wunsch 
handelt, es möge so werden20. 

Die bislang letzte rechtswissenschaftliche Abhandlung über den 
Wehrb. stammt aus dem Jahre 196521. Die jeweiligen Amtsträger hatten 
zu diesem Zeitpunkt schon sehr unerfreuliche  Einschränkungen ihrer 
Kontrolltätigkeit hinnehmen müssen. Gleichwohl vermutet Maurer, 
der Wehrb. könne im Falle einer starken Zurückhaltung des Parla-
ments sogar zum „Surrogat der parlamentarischen Kontrol le" 2 2 wer-
den, also eine vom Parlament unabhängige Kontrolle ausüben. 

Ähnliche Wertungen erscheinen in rechtlichen Untersuchungen mi t 
weiter gesteckter wehrverfassungsrechtlicher  Thematik2®, die — wie 
die Spezialuntersuchungen — im allgemeinen darunter leiden, daß auf 
den Effekt,  den systematischen und tatsächlichen Nutzen, den parla-
mentarische Kontrolle überhaupt haben soll und kann, nicht eingegan-
gen wi rd 2 4 . 

iß S. 149. 
1 6 Die verfassungsrechtliche  Stellung des Wehrbeauftragten  des Deutschen 

Bundestages, jur . Diss. Kö ln 1963. 
17 S. 99. 
18 S. 40, unter Hinweis auf Friesenhahn, W D S t R L 16, S. 37. 
1» S. 99. 
2 0 v. Bredow, Perfektionierung,  S. 136, verweist solche Ergebnisse i n den 

Bereich „verfassungstheoretischer  Spekulationen". 
21 Maurer, Wehrbeauftragter  und Parlament. 
22 s. 50. — Siehe allerdings zur Widersprüchlichkeit der Ergebnisse von 

Maurer unten, 2. Tei l A. I I 1. 
23 Vgl. etwa Martens, S. 182; Wilms, S. 96; insgesamt zurückhaltender 

Salzmann, S. 85 ff. 
24 Vgl. für viele Salzmann, S. 80/81, der dazu nur bemerkt, „eine Uber-

wachung der Exekut ive durch die gesetzgebenden Körperschaften  ist meist 
fester Bestandteil einer demokratisch-parlamentarischen Staatsverfassung". 


